
die Entwicklung und Festigung des Vertrauens der 
Werktätigen zu unserer sozialistischen Staats- und Ge­
sellschaftsordnung, sondern auch auf den Erfolg sol­
cher Maßnahmen unmittelbar Einfluß genommen. Die 
Bedeutung der den verantwortlichen Leitern hiermit 
gestellten Aufgabe geht daraus hervor, daß sie in neue­
ren Regelungen vergleichbarer Sachverhalte ihren Aus 
druck als verbindlicher Rechtsgrundsatz gefunden hat, 
wie in §§ 3 und 7 der VO über das Verfahren der 
Gründung und Zusammenlegung von volkseigenen Be­
trieben vom 16. Oktober 1968 (GBl. II S. 965).
Gemäß der Weisung vom 25. Juni 1968 waren die an 
der Eingliederung sachlich beteiligten Leiter somit ver­
pflichtet, nach vorbereitenden Aussprachen mit Wir­
kung vom 30. Juni 1968 das Arbeitsrechtsverhältnis der 
Klägerin zur VHI durch Aufhebungsvertrag zu been­
den und mit Wirkung vom 1. Juli 1968 durch Abschluß 
eines Arbeitsvertrags ein Arbeitsrechtsverhältnis zum 
Verklagten zu begründen. So hat die VHI die Weisung 
auch verstanden und rechtzeitig die Übernahme der 
Klägerin in den VEB BKF nach dem Teterower Bei­
spiel im Sinne tatsächlicher und rechtlicher Zugehö­
rigkeit zum Betrieb vorbereitet. Durch das Einver­
ständnis der Klägerin mit ihrer Übernahme in den 
Betrieb und die Aufnahme und Verrichtung ihrer Ar­
beit unter den аиф für den Verklagten durch die Wei­
sung vom 25. Juni 1968 verbindlich festgelegten tat­
sächlichen und rechtlichen Bedingungen wurde die 
Eingliederung mit Wirkung vom 1. Juli 1968 als ar­
beitsrechtlich geregelter und gestalteter Vorgang voll­
zogen.
Das indifferentej Verhalten, des Verklagten konnte 
daher zwar das | Zustandekommen eines den gesetz­
lichen Bestimmungen entsprechenden schriftlichen Auf­
hebungsvertrags und Arbeitsvertrags mit der Klägerin, 
nicht aber den Eintritt der sich aus der Weisung vom 
25. Juni 1968 ergebenden arbeitsrechtlichen Konsequen­
zen überhaupt verhindern. Der in dem Übernahme- 
Vorgang enthaltene Abschluß eines Arbeitsvertrags zwi­
schen den Parteien mit Wirkung vom 1. Juli 1968 ist 
überdies dadurch wiederholt und bestätigt worden, daß 
der Verklagte der Klägerin einen vom 7. Mai 1969 
datierten schriftlichen Arbeitsvertrag vorlegte, in dem 
der Beginn des Arbeitsrechtsverhältnisses der wirk­
lichen Sachlage gemäß auf den 1. Juli 1968 festgesetzt 
ist. Das hierin enthaltene Vertragsangebot hat die Klä­
gerin angenommen. Ihre Weigerung, den Arbeitsver­
trag zu unterschreiben, hat nach ihren ausdrücklichen 
Erklärungen lediglich die Bedeutung eines Vorbehalts 
gegenüber der darin enthaltenen unzulässigen Ver­
zichtsklausel. Dadurch wird jedoch die Wirksamkeit 
des mündlich abgeschlossenen Arbeitsvertrags nicht be­
einträchtigt. Der Arbeitsvertrag weist allerdings noch 
immer einen Mangel — das Fehlen der Schriftform — 
auf, den der Verklagte alsbald zu beheben verpflich­
tet ist.
Für das hiermit festgestellte Ergebnis ist es als das 
Arbeitsrechtsverhältnis nur mittelbar berührender Vor­
gang ohne Bedeutung, aus welchen Fonds die Klägerin 
in der Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1968 entlohnt 
wurde, wie bereits das Bezirksgericht zutreffend fest- 
gestellt hat.
Die eingehende Analyse der Sach- und Rechtslage er­
gibt, daß die Weisung vom 25. Juni 1968 dazu be­
stimmt und geeignet war, von Anfang an — nämlich 
seit dem 1. Juli 1968 — Klarheit über die arbeitsrecht­
lichen Beziehungen der Parteien zueinander zu schaf­
fen. In diesem Sinne ist der Auffassung des Verklag­
ten zuzustimmen, daß für ihn eine eindeutige Weisung 
des Leiters des übergeordneten Organs Vorgelegen 
habe. Die in der Folge tatsächlich aufgetretenen Un­
klarheiten, die u. a. zu diesem Arbeitsstreitfall führten.

haben ihre wesentlichen Ursachen nicht in der Wei­
sung, sondern vielmehr gerade darin, daß sie der Ver­
klagte nicht konsequent durchführte und ihr darüber 
hinaus nachträglich einen anderen Sinn unterzulegen 
suchte (wird ausgeführt).
Ausgehend von der Feststellung, daß zwischen den 
Parteien seit dem 1. Juli 1968 ein Arbeitsrechtsver­
hältnis besteht, war über den Anspruch der Klägerin 
auf anteilige Jahresendprämie für das 2. Halbjahr 1968 
zu entscheiden. Hierbei war nicht die VO über die Bil­
dung und Verwendung des Betriebsprämienfonds in 
den volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben 
und WB für das Jahr 1968 vom 2. Februar 1967 — 
PrämienVO 1967 — (GBl. II S. 103) anzuwenden, wie 
das Bezirksgericht fälschlich angenommen hat, sondern 
die VO über die Bildung und Verwendung des Prä­
mienfonds in den volkseigenen und ihnen gleichgestell­
ten Betrieben, volkseigenen Kombinaten, den WB 
(Zentrale) und Einrichtungen für die Jahre 1969 und 
1970 vom 26. Juni 1968 - PrämienVO 1968 - (GBl. II
S..490), deren §§ 2, 8 Absätze 3 und 4, 9 bis 12 gemäß 
§ 13 der 1. DB vom 15. August 1968 (GBl. II S. 775) be­
reits für das Planjahr 1968 gelten. Hierzu gehören auch 
die Bestimmungen in § 9 Abs. 3 PrämienVO 1968 und 
§ 8 der 1. DB, in deinen die Voraussetzungen für die 
Gewährung einer anteiligen Jahresendprämie geregelt 
sind. Da die PrämienVO 1967 und die PrämienVO 1968 
hinsichtlich der hier zu entscheidenden Frage sachlich 
übereinstimmen, ergibt sich aus der Anwendung der 
zutreffenden rechtlichen Regelung für sich allein kein 
anderes Verfahrensergebnis. Insoweit war die Klar­
stellung der zutreffenden Rechtsgrundlage erforderlich 
und ausreichend.
Da es sich bei dem Rechtsstreit zwischen den Parteien 
über den von der Klägerin geltend gemachten Anspruch 
auf anteiligle Jahresendprämie um einen Streitfall zwi­
schen einem Werktätigen und dem Betrieb über das 
Bestehen und die Verwirklichung von Rechten und 
Pflichten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis handelt, ge­
hört die Entscheidung hierüber gemäß § 144 GBA in 
Verbindung mit §§ 146,148 Abs. 1 GBA zum Aufgaben­
gebiet der Konfliktkommissionen und Gerichte. Die 
Entscheidung über derartige Streitfälle ist auch nicht 
durch spezielle gesetzliche Bestimmungen den Kon­
fliktkommissionen und Gerichten entzogen und ande­
ren Organen übertragen worden. Vielmehr wird in § 24 
Abs. 2 KKO als der gegenüber dem GBA spezielleren 
gesetzlichen Regelung ausdrücklich bestimmt, daß die 
Entscheidung von Streitfällen über den Rechtsanspruch 
des Werktätigen auf Jahresendprämie zum Aufgaben­
gebiet der Konfliktkommissionen gehört. Da gegen ihre 
Entscheidung gemäß § 58 Abs. 1 KKO der Einspruch an 
das Kreisgericht zulässig ist, haben auch die Gerichte 
über derartige Streitfälle zu entscheiden. Entgegen der 
Auffassung des Verklagten ist daher für diese Streit­
fälle der Gerichtsweg im Sinne eines gesetzlich gere­
gelten Verfahrens vor den Konfliktkommissionen und 
Gerichten gegeben.
Die unzutreffende Auffassung des Verklagten beruht 
ersichtlich auf einer Verkennung des Inhalts der für 
die Gewährung von Jahresendprämien maßgebenden 
gesetzlichen Bestimmungen. Die Bestimmung in § 9 
Abs. 3 PrämienVO 1968 enthält den Grundsatz, daß der 
Werktätige als eine der Voraussetzungen für die Ge­
währung einer Jahresendprämie während des gesamten 
Planjahres dem Betrieb angehört haben muß. Als er­
gänzenden Grundsatz sieht sie die Berücksichtigung be­
gründeter Ausnahmen durch Vereinbarung im Betriebs­
kollektivvertrag bzw. durch eine vom Betriebsleiter 
in Übereinstimmung mit der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung zu treffenden Regelung vor. Ab­
gesehen von der Vereinbarung im Betriebskollektiv-
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